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Atompolitik:
Mit Deutschland als
Komplize zu atomaren
Mini-Bomben. Die Gefahr
des Atomwaffeneinsatzes
wird wieder größer. Eine
Analyse von Sebastian
Pflugbeil.
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Der US-Senat hat am 21. Mai
2003 das seit 1993 geltende
Verbot der Erforschung und
Entwicklung von „Mini-
Atombomben“ aufgehoben.
Die republikanische Mehrheit
der Senatoren entsprach damit
mit 51 gegen 43 Stimmen ei-
ner Forderung des Pentagon.

Als Ergebnis der Kongress-
wahlen im November 2002
hat die republikanische Partei
von Präsident George W.

Bush derzeit in beiden Häu-
sern des amerikanischen Par-
laments eine Mehrheit. Des-
halb scheint klar, daß sich
auch das Repräsentantenhaus
dem Wunsch der Regierung
von Präsident Bush, die neue
Atomwaffenstrategie zügig
umzusetzen, nicht in den Weg
stellen dürfte.

Mit der „Nuclear Posture Re-
view“ hatte das Pentagon An-
fang 2002 eine Änderung der

bisherigen Nukleardoktrin
eingeleitet. So wurde der
Grundsatz aufgehoben, ato-
mare Waffen im äußersten
Fall nur gegen andere Atom-
mächte oder gegen Staaten
einzusetzen, die mit Atom-
mächten verbündet sind.
Mögliche Einsatzszenarien
schließen nun auch Länder
ein, die nicht über Nuklear-
waffen verfügen. So behalten
sich die USA den Einsatz von
Atombomben gegen Ziele vor,
die konventionellen Angriffen
standhalten, als Vergeltung für
biologische oder chemische
Angriffe sowie bei „überra-
schenden militärischen Ent-
wicklungen“. Zugleich wurde
in dem Strategiepapier das
Interesse der US-Militärs an
neuartigen „Mini-Atombom-
ben“ bekundet.

Das US-amerikanische Ver-
teidigungsministerium will
nun die Wirkung solcher Ge-
schosse gegen Massenver-
nichtungswaffen untersuchen,
die in Bunkern versteckt sind.
Der Senat verpflichtete die
Regierung aber, vor einer
Produktion die Erlaubnis des
Kongresses einzuholen.

Als Mini-Bomben gelten Nu-
klearwaffen mit einer Spreng-

kraft von weniger als fünf
Kilotonnen des herkömmli-
chen Sprengstoffs TNT. Das
ist etwa ein Drittel der Hiro-
shima-Bombe.

Verteidigungsminister Donald
Rumsfeld betonte, daß man
zunächst nur Studien für die
sogenannten Mini-Nukes be-
ginnen wolle. Er plane derzeit
weder die Entwicklung noch
den Bau, die Stationierung
oder gar den Einsatz dieser
Bomben. Ziel sei es, in der
Erde versteckte Massenver-
nichtungswaffen unschädlich
zu machen, sagte General-
stabschef Richard Myers. An-
geblich soll der Einsatz sol-
cher erdeindringenden Atom-
waffen geringer Sprengkraft
nur zu „minimalen Kollateral-
schäden“ führen.

Die Demokraten im US-Senat
wollten das Verbot erhalten.
Sie fürchten eine Verwi-
schung der Grenze zwischen
konventionellen und atomaren
Waffen. Der Begriff Mini-
Bombe suggeriere Harmlosig-
keit und senke die Einsatz-
Hemmschwelle. Joe Biden,
maßgeblicher Außenpolitiker
bei den oppositionellen De-
mokraten, warf der Bush-Re-
gierung vor, mit der Aufhe-
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bung des Verbotes „den
Atomkrieg denkbar“ zu ma-
chen. Die demokratische Se-
natorin Dianne Feinstein er-
klärte, mit der Schaffung von
Mini-Nukes würden Atom-
waffen von einem Instrument
der Abschreckung im Kalten
Krieg zu „einem einsatzfähi-
gen Instrument militärischer
Macht wie Panzer, Kampf-
flugzeuge und Raketen“ wer-
den. „Wenn wir sie bauen,
werden wir sie einsetzen“,

warnte Senator Edward Ken-
nedy. Der Demokrat sprach
von einer „Einbahnstraße, die
nur zum Atomkrieg führen
kann“. Sein Kollege Jack
Reed fürchtet ein erneutes
atomares Wettrüsten: „Es gibt
keine militärische Notwen-
digkeit. Was wir hier machen,
wird von anderen nachge-
macht werden.“
Das Pentagon plant noch an-
dere Neuerungen bei der
Atombewaffnung: 15,5 Milli-

onen Dollar wurden im März
2003 für die Entwicklung
bunkerbrechender Nuklear-
waffen beantragt. Deren
Sprengkraft soll das Zehnfa-
che der Hiroshima-Bombe er-
reichen.
Entgegen den Behauptungen
von US-Verteidigungsminister
Rumsfeld, man stehe noch am
Beginn von Studien, gehen
amerikanische und andere Ex-
perten davon aus, daß sich das
Atomwaffenprojekt längst in

einem sehr viel konkreteren
Stadium befindet. Als bereits
eingetretene „Kollateralschä-
den“ werden die gehäuften
Leukämieerkrankungen seit
1990 bei den Kindern in der
Elbmarsch betrachtet, aus er-
sten Versuchen schon in den
achtziger Jahren in Deutsch-
land. Strahlentelex hatte in der
Vergangenheit wiederholt aus-
führlich berichtet. l

In der Hochzeit des kalten
Krieges waren die Atomwaf-
fenarsenale so weit ausgebaut,
daß auch die Militärs und Po-
litiker kalte Füße bekamen.
Ende der 70er und Anfang der
80er Jahre hatte es in allen
Teilen der Welt große Proteste
der Bevölkerung dagegen ge-
geben. Militärs und Politiker
begannen zu verstehen, daß
sie mit ihrer eigenen Ver-
nichtung spielten, daß ein
Atomkrieg beginnen konnte,
ohne daß das jemand ernstlich
wollte. Es entstand eine ge-
wisse Bereitschaft, durch in-
ternationale Verträge die
schlimmsten Auswüchse der
Atomrüstung ein wenig einzu-
dämmen.

Zum Beispiel gab es den
ABM-Vertrag, der den Ver-
zicht auf Abwehrsysteme ge-
gen ballistische Raketen, ge-
gen die Interkontinentalrake-
ten beinhaltet. Der Besitz sol-
cher Abwehrsysteme wäre
gleichwertig mit einer schar-
fen Aufrüstung. Man wäre
faktisch unangreifbar für den
Gegner gewesen. Das frag-
würdige, aber auf gewisse Art
trotzdem funktionierende Sy-
stem der nuklearen Abschrek-
kung wäre zerbrochen. Der
ABM-Vertrag war deshalb ein

vernünftiger und ein wichtiger
Schritt. Es gab auch einige
Abrüstungsschritte in Rich-
tung auf die Vernichtung von
Atomwaffen. Allerdings be-
deutete das in der Praxis mei-
stens, daß man Atomwaffen,
die ohnehin nicht mehr auf
dem neuesten Stand der Tech-
nik waren, aus dem Verkehr
gezogen hat. Das hat nicht
weiter weh getan. Und das,
was übrig war, reichte immer
noch aus, um die ganze Erde
mehrfach in Schutt und Asche
zu legen. Wenn man von 25-
facher Overkill-Kapazität auf
20-fache Overkill-Kapazität
abrüstet, ist das noch kein re-
levanter Unterschied und nur
von begrenztem Wert.

Was in der letzten Zeit unter
der Regierung von George W.
Bush junior beunruhigt, ist,
daß sie nicht nur versucht, in-
ternationale Verträge zu kün-
digen und sich zum Beispiel
neben vielen anderen wichti-
gen internationalen Verträgen
auch aus dem ABM-Vertrag
verabschieden will, sondern
daß sie auch ganz offen an-
kündigt, neue Atomwaffen
entwickeln zu wollen. Das ist
ein Tabubruch und der ganzen
Vorgeschichte nach unanstän-
dig. Kein anderer Staat hat so

etwas in solcher Direktheit
verkündet. Auch deutliche
Kritik hält die Regierung
Bush junior offenbar nicht
auf.

Wer die Atomwaffen-Literatur
verfolgt, kann deutlich sehen,
daß bestimmte Themen nicht
mehr zu recherchieren sind,
sie sind gesperrt. Bestimmte
Bereiche auf der Homepage
des Departement of Energy
der USA, unter dem diese
Atomwaffenentwicklung läuft,
sind seit einigen Monaten
nicht mehr zugänglich. Das ist
ein Hinweis darauf, daß man
jetzt zur Sache kommen will
und geheime
Kommandosachen weiterbe-
treibt. Das finde ich sehr be-
unruhigend im Zusammen-
hang mit dem, was nun im
Irak geschehen ist, im Kontext
von Bushs Präventivkriegs-
doktrin und der offenen An-
drohung des Einsatzes von
Atomwaffen sowie im Kon-
text der Äußerungen von Bush
junior über die sogenannten
Schurkenstaaten. Das ist eine
sehr unglückliche Entwick-
lung. Sie provoziert, daß man
außerhalb der USA, in den
Schwellenländern und in den
Ländern, die bereits ebenfalls
angefangen haben, mit Atom-
waffen zu spielen, versucht
nachzuziehen oder zumindest
den Eindruck zu erwecken,
daß man Atomwaffen hat, um
einen gewissen Schutz vor
leichtfertigen Angriffen von
Außen zu haben. Das ist sehr
gefährlich.

Die militärische Macht der
USA ist ungeheuer groß. Sie

bringt in wesentlichen Punk-
ten aber keine Sicherheit für
die USA und provoziert An-
griffe einer besonderen Art,
gegen die sie überhaupt nichts
ausrichten können. Man
könnte in die Vereinigten
Staaten Atomwaffen hinein-
schmuggeln, in handlichen
Kalibern, die transportabel
sind. Dagegen können sich die
Vereinigten Staaten nicht
wehren. Solche Waffen kann
man natürlich nicht im Flug-
zeug transportieren und durch
die Zollkontrolle bringen, aber
die Grenzen sind ja weit. Da-
mit müssen sie rechnen. Die
Vorstellung, daß man durch
den Besitz von Atomwaffen
den Einsatz von Atomwaffen
im eigenen Land verhindern
kann, ist naiv. Dann kann man
höchstens noch zurückschla-
gen, wenn man dazu noch in
der Lage ist und weiß, wer
angegriffen hat. Ein Schutz
vor Atomwaffen ist das aber
gerade nicht.

Atomwaffen sind niemals
Verteidigungswaffen. Sie sind
immer aggressiv. Wenn man
Atomwaffen besitzt, bedeutet
das außerdem, daß die Ge-
gend, in der diese Waffen sta-
tioniert sind, eine zusätzliche
Anziehungskraft für Attacken
von Außen darstellt. Jeder
Angreifer wird als erstes ver-
suchen, die Atomwaffen-
standorte des Gegners auszu-
schalten. Der eigene Raketen-
standort ist also eine doppelte
und dreifache Gefahr auch für
die eigene Sicherheit. Militä-
risch ist der Besitz und der
Einsatz von Atomwaffen des-
halb völliger Unsinn. Das ist
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